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Erster Entwurf des Stockholm-Programms

Am 16. Oktober 2009 hat die schwedische Ratspräsidentschaft den ersten Entwurf des Stockholm-Programms für die Justiz- und Innenpolitik 2010-2014 vorgelegt. Im Hinblick auf das Inkrafttreten des Lissabonvertrages wird darin der umgehende Beitritt der Union zur EMRK angekündigt. Die Grundrechte sollen aber auch – entsprechend der Forderungen im Europäischen Parlament (EiÜ 35/09) – bei der Folgenabschätzung von Gesetzgebungsvorschlägen direkter Prüfungsmaßstab werden. DAV und BRAK hatten gefordert, dass der Zeitplan für die Einführung von Verfahrensrechten seinen Platz im Programm findet (StN 51/2009). Diese Vorstellung ist nun in den Entwurf übernommen worden. Im Bereich des Zivilverfahrensrechts hält der Entwurf an der Abschaffung des Exequaturverfahrens fest, betont jedoch stärker als die Kommissionsmitteilung die Notwendigkeit gleichzeitig Sicherungsgarantien einzuführen. Im Gegensatz zur Kommissionsmitteilung wird im Bereich des Vertragsrechts nicht mehr von der möglichen Einführung eines 28. Vertragsrechts-Regimes gesprochen. Ziel ist nunmehr lediglich die Schaffung des gemeinsamen Referenzrahmens, auf den der Europäische Gesetzgeber bei Bedarf zugreifen kann („Tool-Box“). Das Stockholm-Programm wird am 30.November/1.Dezember 2009 den Ministern für Justiz und Inneres und am 6./7. Dezember 2009 den Außenministern vorgelegt werden. Die vom Europäischen Rat zu erfolgende endgültige Verabschiedung ist am 10./11. Dezember 2009 zu erwarten (s. EiÜ23/09, 35/09).

Amtsübergabe im Bundesjustizministerium
Die neue Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger wurde am 29. Oktober 2009 von ihrer Amtsvorgängerin Brigitte Zypries im Rahmen eines Festaktes im Ministerium begrüßt. Sa​bi​ne Leu​theus​ser-Schnar​ren​ber​ger war be​reits 1992 bis 1996 Bun​des​jus​tiz​mi​nis​te​rin, sie trat je​doch nach dem Mit​glie​der​ent​scheid ihrer Par​tei zum so​ge​nann​ten Gro​ßen Lauschan​griff von ihrem Amt zu​rück. Sie ist seit 1978 Mitglied der Li​be​ra​len und seit 1990 Mit​glied des Deut​schen Bun​des​ta​ges, in dem sie unter an​de​rem als rechts​po​li​ti​sche Spre​che​rin der FDP-Bun​des​tags​frak​ti​on und Ob​frau der FDP im Rechts​aus​schuss tätig war. Staatssekretär der Bundesministerin der Justiz ist seit Dezember 2005 Lutz Diwell. Neuer Parlamentarischer Staatssekretär ist Dr. Max Stadler. 

BVerfG: Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft

Nach einem am 22. Oktober veröffentlichten Beschluss haben gleichgeschlechtliche Lebenspartner und -partnerinnen den gleichen Anspruch auf eine Hinterbliebenenrente des öffentlichen Dienstes wie Eheleute. Das Bundesverfassungsgericht hat somit die gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft ein weiteres Mal mit der Ehe gleichgestellt. 

Anders als bei der gesetzlichen Rentenversicherung gibt es im Rahmen der Zusatzversorgung der VBL keine Hinterbliebenenrente für eingetragene Lebenspartner. Diese Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft ist verfassungswidrig. Der mit der Hinterbliebenenversorgung nach § 38 VBLS verfolgte Regelungsplan lässt sich nur dadurch vervollständigen, dass die Regelung für Ehegatten mit Wirkung ab dem 1. Januar 2005 auch auf eingetragene Lebenspartner Anwendung findet.

Az 1 BvR 1164/07, Beschluss vom 7. Juli 2009, Pressemitteilung vom 22.10.2009

BGH: Angemessener Lebensbedarf beim nachehelichen Unterhalt

Der angemessene Lebensbedarf, der nach § 1578 b BGB die Grenze für die Herabsetzung des nachehelichen Unterhalts bildet, bemisst sich nach dem Einkommen, das der unterhaltsberechtigte Ehegatte ohne die Ehe und Kindererziehung aus eigenen Einkünften zur Verfügung hätte. Grundsätzlich muss mindestens das Existenzminimum erreicht werden.

Nach § 559 Abs. 1 Satz 1 ZPO unterliegt der Beurteilung des Revisionsgerichts nur dasjenige Parteivorbringen, das aus dem Berufungsurteil oder dem Sitzungsprotokoll ersichtlich ist. Die Urteilsgrundlage wird also durch das Ende der Berufungsverhandlung abgeschlossen. Die Vorschrift ist allerdings einschränkend dahin auszulegen, dass in bestimmtem Umfang auch Tatsachen, die sich erst während der Revisionsinstanz ereignen, in die Urteilsfindung einfließen können, soweit sie unstreitig sind oder ihr Vorliegen in der Revisionsinstanz ohnehin von Amts wegen zu beachten ist und schützenswerte Belange einer Partei nicht entgegenstehen.

Az XII ZR 146/08, Urteil vom 14.10.2009, beim BGH unter „Entscheidungen“.
BGH: Prozesskostenhilfe und fiktive Einkünfte

Wenn eine Partei, die Prozesskostenhilfe beantragt, rechtsmissbräuchlich handelt, können ihr im Ausnahmefall fiktive Einkünfte zugerechnet werden. Eine rechtsmissbräuchliche Antragstellung liegt nicht nur dann vor, wenn die Bedürftigkeit vorsätzlich herbeigeführt oder aufrechterhalten wurde, sondern auch dann, wenn die Partei eine tatsächlich bestehende und zumutbare Erwerbsmöglichkeit offenkundig leichtfertig nicht genutzt hat. Davon wird regelmäßig nicht auszugehen sein, wenn die Partei Sozialleistungen nach dem SGB II oder SGB XII bezieht. 

Az  XII ZB 135/07, Beschluss vom 30.9.2009, beim BGH unter „Entscheidungen“.
OLG Brandenburg: Aufenthaltsbestimmungsrecht für einen Elternteil allein

Im vorliegenden Fall besteht auch längere Zeit nach der Trennung ein Paar-Konflikt, der die Kindeseltern daran hindert, die erforderlichen Entscheidungen im Interesse ihres Kindes einvernehmlich und nach gehöriger Absprache zu treffen. Nicht einmal in simplen Alltagsfragen gelangen sie zu einer wechselseitige Ansichten respektierenden Verständigung. Deshalb wird die gemeinsame elterliche Sorge, was das Aufenthaltsbestimmungsrecht betrifft, aufgehoben. Denn nur so kann dem Wohl des Kindes entsprochen werden. Das Aufenthaltsbestimmungsrecht wurde allein dem Vater übertragen. Dabei spielte auch eine Rolle, dass die Geschwister nicht getrennt werden sollten. 

Az 9 UF 41/09, Beschluss vom 6.8.2009

OLG Brandenburg: Aufenthaltsbestimmungsrecht und Kindeswille

Ein nicht verheiratetes Paar hatte eine Sorgeerklärung nach § 1626 a BGB abgegeben. Nach der Trennung lebte der jetzt 14jährige Sohn zunächst bei der Mutter. Als diese jedoch zu ihrem neuen Partner in eine andere Stadt umziehen und ihren Sohn mitnehmen wollte, beantragte der Vater das alleinige Aufenthaltsbestimmungsrecht. Auch der Sohn bekräftigte, in der Heimatstadt bleiben zu wollen, vor allem wegen der Schule und der Freunde. Dem Willen des Jugendlichen hat das Gericht die ausschlaggebende Bedeutung beigemessen. Es hat dem Kindesvater das alleinige Aufenthaltsbestimmungsrecht übertragen. 

Az 9 UF 21/09, Beschluss vom 16.7.2009

OLG Dresden: Unterhaltsbedarf eines volljährigen Kindes

Der Unterhaltsbedarf eines volljährigen Kindes, das bei einem Elternteil lebt, dessen Einkommen den eigenen angemessenen Selbstbehalt nicht erreicht, ist grundsätzlich allein nach dem unterhaltsrechtlich relevanten Einkommen des anderen Elternteils zu ermitteln. 

Az 20 WF 0577/09, Beschluss vom 15.7.2009

OLG Köln: Ehebedingter Nachteil und Erwerbsobliegenheit

Ehebedingte Nachteile i.S. von § 1578b BGB können nicht mit der Unterbrechung der Erwerbstätigkeit während der Ehe und den dadurch bedingten geringeren Rentenanwartschaften begründet werden, wenn für diese Zeit der Versorgungsausgleich vollständig durchgeführt worden ist. Die Höhe der im Versorgungsausgleich übertragenen Anteile ist davon unabhängig. Bei der Beklagten ist weiterhin das ihr damals zugerechnete (fiktive) Einkommen der Unterhaltsberechnung zugrunde zu legen. Der damals aus unterhaltsrechtlicher Sicht selbst verschuldete Verlust des Arbeitsplatzes und die damit verbundene deutliche Einkommenseinbuße sind ihr weiterhin zuzurechnen. 

Az 4 UF 168/08, Urteil vom 7.7.2009

OLG Karlsruhe: Gerichtliche Zuständigkeit bei Doppelwohnsitz des Kindes

Trennt sich ein Ehegatte von dem anderen, nimmt das gemeinsame Kind mit und begründet einen neuen Wohnsitz, so vermittelt er dem Kind einen weiteren Wohnsitz, wenn ihm das Personensorgerecht zusammen mit dem anderen zusteht. Das Kind hat infolgedessen einen Doppelwohnsitz. Bei Doppelwohnsitz des Kindes kann der Antragsteller im Sorgerechtsregelungsverfahren zwischen den beiden Gerichten wählen, die für die Wohnsitze örtlich zuständig sind. Wenn bei beiden örtlich zuständigen Gerichten Sorgerechtsanträge gestellt werden, ist das Gericht zur Entscheidung berufen, das zuerst mit der Angelegenheit befasst wurde. 

Az 16 WF 61/09, Beschluss vom 7.5.2009, leider nicht in der Gerichtsdatenbank. 

Zeitschrift Forum Familienrecht

Im November erscheint Heft 11 mit einem Editorial von Rechtsanwältin Eva Becker: „Fragen über Fragen“ - rund um das neue Unterhaltsrecht. Außerdem Aufsätze von Prof. Dr. Dr. Herbert Grziwotz, Notar, Regen: „Ausgleichsansprüche bei Beendigung der nichtehelichen Lebensgemeinschaft“ und von Mallory Völker, Richter am Amtsgericht (Familiengericht), Saarbrücken: „Europäisierung des Familienrechts – Haftungsfalle forum shopping“. 

http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php  

Termine

Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung steht vor der Tür:  Sie findet vom 26. bis 28. November 2009 in Bamberg statt. Unter der Überschrift: „Der Reformgipfel“ gibt es zahlreiche Workshops und Vorträge. Themen: Die Organisation des „Großen Familiengerichts“, Das Beschleunigungsprinzip in Kindschaftssachen, die Loyalitätskonflikte des Familienanwaltes: Kindeswohl – Mandantenwohl – Anwaltswohl – Berufsschwierigkeiten und Bewältigungsversuche von Familienanwälten im Unterschied zur Arbeit von Richterinnen und Richtern. Außerdem: Die neue Vereinbarungsfreiheit nach der Reform des Versorgungsausgleichs, Gebühren, Kosten, Streitwerte – Folgen der Reform; Die neuen Rechtsmittel im FamFG. 

Die Aktuelle Stunde diesmal zum Thema „Unterhaltsrecht – Von der Billigkeit zur Beliebigkeit?“ Ein Streitgespräch zwischen Vors.RiOLG Stuttgart Dr. Hans-Ulrich Maurer, Stuttgart und RiBGH Dr. Frank Klinkhammer, Karlsruhe. Das umfangreiche Programm ist auf unserer Internetseite veröffentlicht. 

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie unter anderem die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 

conventionpartners GmbH, e-mail: info@cp-bonn.de
Achtung: Die conventionspartners GmbH hat seit dem 1. August 2009 eine neue Adresse und neue Telefon-Nummern: Reichenberger str. 38 a, 53604 Bad Honnef

Tel.: 02224  988 50-0 und Fax: 02224 9 88 50-50.

Weitere Termine 

Herbsttagung der Arbeitsgemeinschaft Anwaltsmanagement im DAV am 13. November 2009 in Frankfurt/M. Thema: Führung der Anwaltskanzlei; Organisationsmodelle für eine Reihe von Kanzleitypen: große, mittlere und Einzelkanzleien. Programm und Anmeldung.

Internationale Tagung zum Europäischen Familienrecht vom 8. bis 10. April 2010 an der Universität von Cambridge. Es ist bereits die vierte Konferenz der Commission on European Family Law, in diesem Jahr mit dem Thema „The Future of Family Property in Europe“. Hier können Sie sich informieren und anmelden.

v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,

Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV

Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:

Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Dahms

D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N - Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 0 30 / 72 61 52 -  0,

Fax: 0 30 / 72 61 52 - 1 90, dav@anwaltverein.de <<mailto:dav@anwaltverein.de>>
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